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Beamte als Mitarbeiter von Fraktionen und Parteien

Zulässige und unzulässige Formen der Sonderurlaubsgewährung
Jürgen Lorse

Der Beitrag prüft die rechtlichen Voraussetzungen für die Ge-
währung von Sonderurlaub für Beamtinnen und Beamte aus 
Anlass einer Tätigkeit in Fraktionen und in Spitzenfunktionen 
von Regierungsparteien am Beispiel des Landes Rheinland- 
Pfalz. Hierbei werden zunächst normative Regelungsdefizite 
sichtbar, die gegenwärtig Gestaltungsspielräume für Willkür
entscheidungen eröffnen. Der Vergleich zwischen Beurlaubun-
gen für Tätigkeiten in Landtagsfraktionen und Parteizentralen 
ergibt gravierende rechtliche Unterschiede, die eine Gleich
setzung beider Arbeitsformen verbieten. Während eine Frak
tionstätigkeit grundsätzlich durch Gemeinwohlzwecke gerecht-
fertigt ist, verstößt eine exponierte Parteitätigkeit gegen das 
Gebot der strikten Staatsfreiheit und unbeobachteter selbst
bestimmter Willensbildung politischer Parteien.

I. Ausgangslage

Im Vorfeld der Landtagswahlen in Rheinland-Pfalz am 22. März 
2026 hat die Sonderurlaubsgewährung für Beamte zu Zwecken 
langfristiger Parteiarbeit, aber auch für Tätigkeiten innerhalb 
von Fraktionen des Landtags, eine zentrale Rolle in der öffent-
lichen Diskussion gespielt 1. Hierbei wurde die rechtliche Di-
mension über die Zulässigkeit solcher Tätigkeiten überlagert 
von der Frage, ob solche Tätigkeiten nicht einen Beitrag zur 
Politikverdrossenheit der Bürger leisten. Als zusätzliche Frage-
stellungen wurden diskutiert, ob dienstliche Beurteilungen im 
unmittelbaren zeitlichen Vorfeld der Beurlaubung sowie Be-
förderungen während der Phase der Sonderurlaubsgewährung 
zulässig seien. Nachfolgend werden die verfassungs- und dienst-
rechtlichen Fragen einer solchen Sonderurlaubsgewährung ab-
seits wahlkampftypischer Zuspitzungen systematisch aufge-
arbeitet.

II. Rechtsgrundlagen der Sonderurlaubsgewährung

Da Beamtenrecht stets zugleich auch immer Verfassungsrecht 
ist, sollen zunächst die beamtenrechtlichen Voraussetzungen des 
Grundgesetzes näher betrachtet werden, bevor eine dienstrecht-
liche Ausfächerung der Fragestellungen erfolgt.

1. Der Grundsatz der Hauptberuflichkeit als herge­
brachter Grundsatz des deutschen Berufsbeamten­
tums (Art. 33 Abs. 5 GG)

Zu den prägenden hergebrachten Grundsätzen des Berufsbeam-
tentums mit Verfassungsrang gehört der Grundsatz der Haupt-
beruflichkeit 2. Dieser hat zum Inhalt, „dass der Beamte mit 
dem Eintritt in das Beamtenverhältnis die Verpflichtung ein-
geht, sich ganz dem öffentlichen Dienst als Lebensberuf zu wid-
men, sich also voll für den Dienstherrn einzusetzen und diesem 
seine ganze Arbeitskraft zur Verfügung zu stellen“ 3. Teilzeit-
beamtenverhältnisse, Nebentätigkeiten, aber auch langfristige 
Gewährungen von Sonderurlaub für Tätigkeiten außerhalb des 
öffentlichen Dienstes sind deshalb kritisch auf ihre Vereinbar-
keit mit diesem Prinzip zu prüfen.

Aber auch bei einer Wechselbetrachtung zwischen Hauptberuf-
lichkeit und Alimentationsprinzip ergibt sich, „dass der Beamte 
grundsätzlich verpflichtet ist, dem Dienstherrn lebenslang seine 
volle Arbeitskraft zur Verfügung zu stellen, die übertragenen 
dienstlichen Aufgaben mit vollem beruflichen Einsatz sowie 
uneigennützig zu erfüllen, sich dabei ausschließlich an Gesetz 
und Recht zu orientieren und sich gegenüber dem Dienstherrn 
loyal zu verhalten“ 4.“ Gerade der letztere Aspekt, die Loyalität, 
kann beim Wechsel von einem Gemeinwohl verpflichteten 
Dienstherrn zu einem Parteiinteressen verpflichteten Arbeit-
geber erhebliche Probleme bereiten 5.
Der Grundsatz der Hauptberuflichkeit ist materiell eng ver-
schränkt mit dem Lebenszeitprinzip, ebenfalls ein anerkannter 
hergebrachter Grundsatz des Berufsbeamtentums. Neben der in-
dividuellen Absicherung der Amtsausübung ist damit die Über-
legung verbunden, dass die personelle Kontinuität der Amts-
führung der Aufgabenerfüllung förderlicher ist als ein häufiger 
Wechsel 6. Dies berührt zugleich die objektivrechtliche Kom-
ponente des Leistungsprinzips, also die Effizienz staatlichen 
Handelns.
Hieraus ergibt sich: Der Grundsatz der Hauptberuflichkeit ist 
nicht isoliert, sondern im Wirkungsverbund mit den anderen 
genannten Grundsätzen zu betrachten. Seine strukturelle Schwä-
chung oder Aushöhlung beschädigt das gesamte verfassungs-
rechtliche Gebäude dieser hergebrachten Grundsätze, die wie-
derum dem Gemeinwohl zu dienen bestimmt sind 7. 
Für die Gewährung von Sonderurlaub lässt sich deshalb die 
verfassungsrechtlich gewollte Direktive einer restriktiven Hand-
habung und ein eindeutiger, am Wesentlichkeitsgrundsatz aus-
gerichteter gesetzlicher Regelungsauftrag ableiten 8. Alle we-
sentlichen Abwägungsfaktoren bedürfen einer gesetzlichen 
Regelung. Der Verzicht hierauf, verbunden mit einer bloßen 
Ermächtigung an den Verordnungsgeber, der sich seinerseits 
begnügt, die Regelungsbefugnis an die Exekutive in Form von 
Verwaltungsvorschriften weiterzuleiten, wird dem gewandelten 
Verständnis von der Grundrechtsrelevanz solcher Regelungen 
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